m 


E 


Geſetzhlatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Ausgabe A. 


Fer sn ———— —— 
Nr. 80 Ausgegeben Danzig, den 21. Oktober 1933 
Inhalt: t erde betr. Schutz der Symbole der Freien Stadt Danzig und benachbarter Staaten.. ©. 501 
Rechtsverordnung zur Wahrung des Anſehens nationaler Verbände 502 

Verordnung betreffend das Verbot der Sammeltätigkeit im Gebiete der Freien Stadt Danzig für die 
Zeit der Durchführung des Notwerks zur Behebung der Arbeitsloſig keit.. 502 
Verordnung betr. die Errichtung eines Amtes für Denkmalspflege, Heimatſchutz und Bauberatung S. 503 
Verordnung zur Durchführung der Verordnung zur Abänderung des Wei ſel⸗Nogat⸗Deichſtatuts S. 504 
Verordnung zur Abänderung der Verordnung betreffend den Handel mit Kartaffe ß 04 

214 Rechtsverordnung 


betr. den Schutz der Symbole der Freien Stadt Danzig und benachbarter Staaten. 
Vom 10. Oktober 1933. 


Auf Grund des § 1 Ziff. 9, 28 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 

Staat vom 26. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
81 

(1) Es iſt verboten, Symbole der Freien Stadt Danzig und benachbarter Staaten ſowie Symbole, 
die als ſolche des deutſchen Volkstums und ſeiner großen Vergangenheit gelten, in einer Weiſe zu ver⸗ 
wenden, die geeignet iſt, das Empfinden von der Würde dieſer Symbole zu verletzen. 

(2) Das Gleiche gilt für die Verwendung von Liedern und Melodien, die entweder die National⸗ 
hymnen der in Abſ. 1) bezeichneten Staaten find oder im Zuſammenhange mit ihnen geſpielt oder ge⸗ 
ſungen zu werden pflegen, ſowie für die Bilder der Oberhäupter und leitender Staatsmänner der in 
Abſ. 1) bezeichneten Staaten. 


8 2 

(1) Die Entſcheidung, ob ein Gegenſtand der Vorſchrift des S 1 zuwider in den Verkehr gebracht 
oder zur Schau geſtellt wird, trifft der Polizeipräſident zu Danzig, der in geeigneten Fällen einen vom 
Senat, Abteilung für Werbung und Volksaufklärung, beſtimmten Sachverſtändigen zu hören hat. 

(2) Gegenſtände, die der Vorſchrift des $ 1 zuwider in Verkehr gebracht oder zur Schau geſtellt 
ſind, ſind polizeilich einzuziehen, ohne Rückſicht, ob ſie dem Täter gehören oder nicht. 

(3) Gegen die Entſcheidung des Polizeipräſidenten (Abſ. 1 und 2) iſt binnen einer Friſt von 
einer Woche ſeit der Zuſtellung die Beſchwerde an den Senat gegeben. Die Beſchwerde hat keine auf⸗ 
ſchiebende Wirkung. Die Entſcheidung des Senats iſt endgültig. 

8 3 

Schon vor der Entſcheidung des Polizeipräſidenten (§ 2 Abſ. 2) kann die Polizeibehörde die 
Beſchlagnahme eines Gegenſtandes vornehmen, wenn nach ihrem Ermeſſen ein Verſtoß gegen das Verbot 
des § 1 zweifelsfrei vorliegt. Sie hat in dieſem Falle unverzüglich die Entſcheidung durch den Polizei⸗ 
präfidenten herbeizuführen. 1 

8 

Wer mit den in $1 bezeichneten Symbolen, Liedern, Melodien oder Bildern öffentlich beſchimpfen⸗ 

den Unfug verübt oder ſie böswillig verächtlich macht, wird mit Gefängnis beſtraft. 
8 5 

Wer entgegen einer Entſcheidung nach 88 2 oder 3 vorſätzlich oder fahrläſſig Gegenſtände in den 

Verkehr bringt oder zur Schau ſtellt, wird mit Geldſtrafe bis zu 300 G oder mit Haſt beſtraft. 
8 6 

Wer in anderer Art als durch Inverkehrbringen oder Zurſchauſtellen, die in § 1 bezeichneten 
Symbole, Lieder, Melodien oder Bilder in einer Weiſe verwendet, die geeignet iſt, das Empfinden von 
der Würde dieſer Symbole zu verletzen, wird mit Geldſtrafe bis zu 300 G oder mit Haft beſtraft. 


= si Glchter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 29. 10. 1933.) 
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7 
Die nötigen Ausführungsbeſtimmungen erläßt der Senat. 
Danzig, den 10. Oktober 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Paul Batzer 
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f zur Wahrung des Anſehens nationaler Verbände. 
Vom 10. Oktober 1933. 

Auf Grund des § 1 Ziff. 9, 28, § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 

vom 26. Juni 1933 (G.Bl. S. 273) wird mit Geſetzeskraft folgendes verordnet: 
851 

Wer eine Uniform eines Verbandes, der hinter der Regierung der Freien Stadt Danzig ſteht, im 
Beſitz hat, ohne dazu als Mitglied des Verbandes oder ſonſtwie befugt zu fein, wird mit Gefängnis bis 
zu 2 Jahren beſtraft. 

Wer die Uniform oder ein die Mitgliedſchaft kennzeichnendes Abzeichen eines Verbandes der in 
Abſ. 1 bezeichneten Art trägt, ohne Mitglied des Verbandes zu fein, wird mit Gefängnis nicht unter 
einem Monat beſtraft. 5 

Wer eine Uniform oder ein die Mitgliedſchaft kennzeichnendes Abzeichen eines Verbandes der im 
§ 1 Abſ. 1 bezeichneten Art einem andern durch Veräußerung oder in anderer Form zum Gebrauch 
überläßt, obgleich er weiß oder wiſſen muß, daß der andere nicht Mitglied des Verbandes iſt, wird mit 
Geldſtrafe bis 300 G oder mit Haft beſtraft. 


Wer eine ſtrafbare Handlung gegen Perſonen oder Sachen begeht oder androht und dabei, ohne 
Mitglied des Verbandes zu ſein, die Uniform oder ein die Mitgliedſchaft kennzeichnendes Abzeichen 
eines Verbandes der im § 1 Abf. 1 bezeichneten Art trägt oder mit fi führt, wird mit Zuchthaus, bei 
mildernden Umſtänden mit Gefängnis nicht unter 6 Monaten, beftraft. a 
Nach dieſer Vorſchrift kann ein Danziger Staatsangehöriger auch dann verfolgt werden, wenn er 
die Tat im Auslande begangen hat. 4 


8 
Wer vorſätzlich eine unwahre oder gröblich entſtellte Behauptung tatſächlicher Art aufſtellt oder 
verbreitet, die geeignet iſt, das Anſehen der im § 1 Abf. 1 bezeichneten Verbände ſchwer zu ſchädigen, 
wird, ſoweit nicht in anderen Vorſchriſten eine ſchwerere Strafe angedroht iſt, mit Gefängnis bis zu 
2 Jahren und, wenn er die Behauptung öffentlich aufſtellt oder verbreitet, mit Gefängnis nicht unter 
3 Monaten beitraft. 
Wer die Tat grobfahrläßig begeht, wird mit Gefängnis bis zu 3 Monaten oder mit Geldſtrafe 
beſtraft. 
85 
Welche Verbände im Sinne des § 1 als hinter der Regierung der Freien Stadt Danzig ſtehend 
anzuſehen ſind, ſetzt der Senat in den Ausführungsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung feſt. 
5 6 


Dieſe Verordnung tritt mit dem 25. Oktober 1933 in Kraft. 
Danzig, den 10. Oktober 1933. : 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greifer Paul Batzer 


216 Verordnung 
betreffend das Verbot der Sammeltätigkeit im Gebiete der Freien Stadt Danzig für die Zeit der 
| Durchführung des Notwerks zur Behebung der Arbeitsloſigkeit. 
Auf Grund des $ 1 Ziffer 47 5 80 = eg 
iſfer 4/, 65, 89, § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
Staat vom 24. Juni 1933 (Geſ. Bl. S. 273) wird a it Gesees verordnet: 2 
wos ı 8 1 
Bis zum 31. März 1934 dürfen Sammlungen von Gaben und Beiträgen im Gebiete der Freien 
Stadt Danzig, mögen ſie mittels Umganges von Haus zu Haus oder auf der Straße oder in öffentlichen 
Lokalen oder durch Aufruf in Zeitungen vorgenommen werden, mit Ausnahme derjenigen, die der Staats⸗ 
kommiſſar für das Notwerk zur Behebung der Arbeitsloſigkeit genehmigt hat, nicht veranſtaltet werden. 


503 


Den in Ab. 1 verbotenen Sammlungen ſtehen gleich die auf die bezeichnete Weiſe verbreiteten 
Aufforderungen zur künftigen Zahlung von Beiträgen oder zum Beitritt zu Vereinen, mit welchen die Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung von Beiträgen verbunden iſt, mag deren Höhe beſtimmt oder in das Belieben der 
Aufgeforderten geſtellt ſein. 

Ausgenommen ſind die im Artikel 10 Nr. 4 des Geſetzes, betreffend die evangeliſche Kirchenverfaſſung 
in den acht älteren Provinzen der Monarchie vom 3. Juni 1876 (G. S. S. 125) und die im § 2 Nr. 8 
des Geſetzes über die Aufſichtsrechte des Staates bei der Vermögensverwaltung in den katholiſchen 
Diözeſen vom 7. Juni 1876 (G. S. S. 149) erwähnten Kollekten. 


2 


Kirchenkollekten bedürfen der im § 1 vorgeſchriebenen Genehmigung nicht. Unter Kirchenkollekten 
ſind nur ſolche Kollekten zu verſtehen, welche innerhalb der Kirchengebäude, bei Gelegenheit des Gottes⸗ 
dienſtes, zu kirchlichen Zwecken eingeſammelt werden. 

Alle ſonſtigen, von kirchlichen Oberen veranlaßten oder für kirchliche Zwecke beſtimmten Sammlungen, 
welche in der im 8 1 bezeichneten Form vorgenommen werden, find als verbotene Sammlungen, die unter 
§ 1 Abf. 1 fallen, anzuſehen. € 

8 3 

Wer in der Zeit bis zum 31. März 1934 Sammlungen der im § 1 verbotenen Art veranſtaltet, 
ſolche Sammlungen ausführt oder bei der Verbreitung der im § 1 Abſ. 2 bezeichneten Aufforderungen 
mitwirkt, wird mit einer Geldſtrafe bis zu 100, — G, an deren Stelle im Nichtbetreibungsfalle Haft bis zu 6 
Wochen tritt, beſtraft. 

Danzig, den 19. Oktober 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Greiſer Paul Batzer 
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betr. die Errichtung eines Amtes für Denkmalspflege, Heimatſchutz und Bauberatung 
Vom 16. Oktober 1933. 
Auf Grund des § 1 Nr. 10 und Nr. 89 und § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


81 i 
Es wird ein Amt für Denkmalspflege, Heimatſchutz und Bauberatung (Amt für D. H. B.) errichtet, 
das der Senatsabteilung für öffentliche Arbeiten und Arbeitsbeſchaffung unterſteht. Soweit die Senats⸗ 
abteilung für Volksbildung, Wiſſenſchaft, Kunſt und Kirchenweſen berührt iſt, iſt dieſe vorher zu hören. 
Den Leiter des Amtes beſtellt der Senat. d 
82 s 
Dem Amt für D. H. B. wird unterſtellt die Beaufſichtigung, ſowie der Schutz und die Pflege der 
Baudenkmäler, die im 81 Abſ. 1 Nr. 1 und 3 des Geſetzes betr. den Denkmal⸗ und Naturſchutz vom 
6. Februar 1923 (G. Bl. S. 245) aufgeführt ſind. Es wird ferner beauftragt mit der Bauberatung 
für alle Bauvorhaben in Stadt und Land hinſichtlich Geſtaltung und Einpaſſung in das Stadt⸗, Land⸗, 
Orts⸗ und Landſchaftsbild ſowie für alle ſonſtigen künſtleriſchen Fragen aller ſichtbaren Kultur. 


8 3 
i i - turſchutz vom 6. Februar 1923 
Alle Befug niſſe, welche in dem Geſetz betr. den Denkmal und Na 
hinſichtlich der im § 2 genannten Baudenkmäler dem Denkmalrat, jeinem Vorſitzenden bezw. den Denkmal- 
pflegern oder anderen Inſtanzen, zuſtanden, gehen auf das Amt für D. H. B. über. Inſoweit wird das 
Geſetz vom 6. Februar 1923 (G. Bl. S. 245) abgeändert. 


4 
Die Ausführun gsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung erläßt der Senat. 


8 5 
Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 16. Oktober 1933. i 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
| Greifer Hoepfner 
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218 Verordnung 
| zur Durchführung der Verordnung zur Abänderung des Weichſel⸗Nogat⸗Deichſtatuts 
vom 15. Auguſt 1933 (G. Bl. S. 401). 
Vom 10. Oktober 1933. 

Auf Grund des § 1 Ziff. 69 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Staat 

vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273 ff.) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
1 
Die Wahl der Bezirksvertreter kann, wenn Ye Widerſpruch erhoben wird, durch allgemeine Zu⸗ 


i Igen. 
ſtimmung erfolg 82 


Die Vorſchrift des Art. II Satz 2 der Verordnung zur Abänderung des Weichſel⸗Nogat⸗Deichſtatuts 
vom 15. 8. 1933 (G. Bl. S. 401) findet auf die Wahl der Bezirksvertreter im 7. Wahlbezirk des Danziger 


Deichverbandes keine Anwendung. 9 3 


Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 10. Oktober 1933. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Hoepfner 


219 Verordnung 
zur Abänderung der Verordnung betreffend den Handel mit Kartoffeln vom 7. Oktober 1933. 
Vom 20. Oktober 1933. 

Auf Grund des § 1 Ziff. 68, 79, 88 und § 2b des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird die Verordnung betreffend den Handel mit Kartoffeln vom 
7. Oktober 1933 (G. Bl. S. 488) wie folgt mit Geſetzeskraft abgeändert: 

8 1 

Die in § 4 Abſ. 2 der Verordnung betreffend den Handel mit Kartoffeln vom 7. Oktober 1933 
geſetzte Friſt für die Stellung von Anträgen auf Erteilung der Erlaubnis wird bis zum 28. Oktober 
1933 einſchließlich verlängert. 8 a 

2 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 20. Oktober 1933. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Rauſchning Dr. Kluck 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetblattes und Staatsanzeigers. — Druck von N. Schroth in Danzig. 


